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Einleitung

Seit Einführung des allgemeinen Wahlrechts in Europa und den USA im
19. Jahrhundert sind politische Parteien zu umfangreichen Organisationen
herangewachsen.1 Das hat dazu geführt, dass sie einer eigenen Finanzie-
rung bedürfen. Gäbe es doch ohne finanzielle Mittel weder Wahlkämpfe
noch Kommunikation der Kandidaten mit potentiellen Wählern; die poli-
tischen Parteien würden insgesamt der Handlungsunfähigkeit verfallen.2
Wie weitreichend eine solche Handlungsunfähigkeit wäre, wird deutlich,
wenn man sich mit Pollocks grundlegendem Werk Money and Politics Ab-
road (1932) vor Augen führt, dass funktionierende politische Parteien für
eine funktionierende Regierung, also auch für einen funktionierenden
Staat, essentiell notwendig sind.3

Dies gilt in besonderem Maße für sog. emerging democracies wie Polen.
1989 begann dort der Demokratisierungsprozess nach mehreren Jahrzehn-
ten der Herrschaft eines Einparteiensystems.4 Wesentlich für die Neugestal-
tung des in den Folgejahren entstandenen polnischen Staates in Form
einer repräsentativen Demokratie war und ist auch weiterhin ein funktio-
nierendes Parteiensystem, das ohne die Finanzierung seiner Akteure nicht
existieren könnte. Doch gerade die Frage, wie eine Parteienfinanzierung
sinnvollerweise auszusehen habe, um die Demokratie zu stärken und zu
stabilisieren, wurde in Polen in den vergangenen 25 Jahren zu unterschied-
lichen Zeiten immer wieder anders beantwortet. Dabei oszillier(t)en die
Regelungen, Reformvorschläge und Meinungen zwischen den Extremen
gänzlich fehlender und vollumfänglicher staatlicher Unterstützung (Selbst-
versorgung vs. Vollalimentation).

Anhand einer eingehenden Betrachtung der bisherigen Regelungen zur
Parteienfinanzierung, der Rahmenbedingungen für diese (verfassungs-
rechtliche Bestimmungen, Wahlsystem, Parteienlandschaft) und ihrer Aus-
wirkungen wird im Rahmen dieser Arbeit der Zustand der polnischen Par-
teienfinanzierung analysiert. Um diesen Zustand deutlicher konturieren

1 Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 2.
2 Pinto-Duschinsky, in: Walecki (Hrsg.), Finansowanie polityki, 2000, S. 9 (9).
3 James K. Pollock, Money and Politics Abroad, 1932, S. 3; vgl. auch Pinto-Duschinsky,

in: Walecki (Hrsg.), Finansowanie polityki, 2000, S. 9 (9).
4 Zum Demokratisierungsprozess in Polen Gulczyński, in: Waniek/Gulczyński (Hrsg.),

System polityczny Rzeczypospolitej Polskiej, 2009, S. 15 (22–31).
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zu können, werden als Referenzgröße die deutsche Parteienfinanzierung
und ihre Entwicklung herangezogen. Die deutsche Parteienfinanzierung
eignet sich hierfür besonders gut, da in Deutschland das europaweit erste
Parteiengesetz mit Bestimmungen zur staatlichen Parteienfinanzierung in
Kraft trat.5 Zugleich unterscheidet sich trotz nahezu gleichlautender verfas-
sungsrechtlicher Vorgaben das Verständnis von Parteienfinanzierung in
Deutschland jedoch stark von demjenigen in Polen.

Bei der Betrachtung einer jungen Demokratie wie der polnischen ist für
die Wissenschaft zudem von Interesse, wie sich die zentralen Strukturen
der Parteienfinanzierung entwickeln und welche Auswirkungen bestimm-
te Tendenzen für eine Demokratie im Allgemeinen haben können. Lassen
sich doch angesichts der nach 1989 unternommenen Versuche einer Neu-
ordnung der Staatsorganisation bestimmte Regelungsmodelle in Polen wie
in einer Art Reagenzglasanordnung beobachten. Dies kann auch für ein
vergleichsweise konsolidiertes System wie das deutsche neue Erkenntnisse
zu Tage fördern. Deshalb wird in der vorliegenden Arbeit ebenfalls be-
leuchtet, wie sich die beiden Finanzierungssysteme u. a. in der Lösung be-
stimmter Fragestellungen oder Probleme voneinander unterscheiden und
was sie im Hinblick auf ihr unterschiedliches Vorgehen vom jeweils ande-
ren lernen können.

Das Augenmerk der vorliegenden Arbeit liegt demnach auf den Rege-
lungen zur Parteienfinanzierung in Polen, wobei die aktuellen Regelungen
im Fokus stehen und mit früheren Regelungen verglichen werden. Außer
Betracht bleiben dabei Aspekte der indirekten Parteienfinanzierung (mit
Ausnahme von Direktspenden an Abgeordnete) und der parteinahen Stif-
tungen sowie der polnischen Expertenfonds, da sie für die hier angestell-
ten Überlegungen kaum Relevanz haben. Auch die als Referenz zur aktuel-
len Parteienfinanzierung in Polen herangezogene deutsche Rechtslage fin-
det hier keine ausführliche Darstellung. Ein solches Vorgehen erscheint an-
gesichts der bereits vorliegenden umfangreichen Literatur angeraten, zu-
mal eine ausführliche Darstellung der deutschen Parteienfinanzierung den
Rahmen der Dissertation sprengen würde. Diese in ähnlicher Form bereits
von Schlage6 angewandte Methode erscheint praktikabler als ein klassischer
Rechtsvergleich nach Zweigert/Kötz7, der die unterschiedlichen Regelungen
mittels Länderberichten gegenüberstellt.

5 Menzel, DÖV (19) 1966, 585 (585).
6 Schlage, Die Verteilung der Staatsmacht zwischen der Russländischen Föderation

und ihren Subjekten, 2011, S. 4.
7 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung auf dem Gebiete des Privat-

rechts, 3. Aufl. (1996), S. 42 ff.
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Inhaltlich soll im Mittelpunkt dieser Arbeit das Oszillieren der polni-
schen Parteienfinanzierung zwischen Selbstversorgung und Vollalimentie-
rung stehen. Hierbei ist von besonderem Interesse, warum es zu diesem
Oszillieren kam und wie es zu bewerten ist. Zudem soll aufgezeigt werden,
welche Entwicklung die Parteienfinanzierung in Polen in Zukunft neh-
men könnte.

Maßstab für die Bewertung sind insbesondere verfassungsrechtliche Vor-
gaben. Dementsprechend werden Regelungen als positiv und nachah-
menswert erachtet, die politischen Parteien helfen, die ihnen in einem de-
mokratischen Staat zugedachte Rolle als Bindeglied – als sog. ‚Transmissi-
onsriemen‘ – zwischen Staat und Volk zu erfüllen, indem sie sich an der
Meinungsbildung des Volkes beteiligen,8 zugleich jedoch auch die Chan-
cengleichheit politischer Parteien9 beachten und das Transparenzgebot10

erfüllen. Nach dem Verständnis dieser Arbeit stellen Regelungen, die die
Vorgaben dieser Parameter erfüllen, die Grundlage für eine pluralistische
und demokratische Parteienlandschaft dar, aus der ein ebenso pluralisti-
scher und demokratischer Staat entstehen kann.

Die vorliegende Arbeit hat also zum Ziel, einen wesentlichen Bereich
der Demokratie Polens für den deutschen Leser zu erschließen. Sie möchte
dazu beigetragen, Licht in die Staatsorganisation eines direkten und sich
rasant wandelnden Nachbarn Deutschlands zu bringen. Gerade im Hin-
blick auf das Zusammenwachsen Europas erscheint es essentiell, politische
und rechtliche Entwicklungen innerhalb der Europäischen Union zu be-
obachten und so bestimmte Tendenzen vorauszusehen, um nicht – wie zu-
letzt im Jahr 2016 durch die Kontroverse um das polnische Verfassungsge-
richt – eine unangenehme Überraschung zu erleben, sondern Veränderun-
gen in den richtigen Kontext einordnen und dementsprechend frühzeitig
reagieren zu können. In einem immer stärker zusammenwachsenden
europäischen Rechtsraum geht es uns daher unmittelbar etwas an, was in
unserem Nachbarland geschieht.

8 Dazu nachfolgend unter B.I.
9 Dazu nachfolgend unter B.II.

10 Dazu nachfolgend unter B.III.
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Parteienwissenschaftliche Grundlagen der
Parteienfinanzierung: Entstehung und Entwicklung
politischer Parteien in der Moderne

Einführung

Bevor näher auf die Parteienfinanzierung in Polen und auf deren Beson-
derheiten eingegangen wird, sollen zunächst die Entwicklungsstadien poli-
tischer Parteien von ihren Anfängen im 19. Jahrhundert bis in die Gegen-
wart skizziert werden11: Von der cadre party (19. Jahrhundert) über die mass
party (1880–1960) zur catch-all party (seit 1945), um schließlich bei der car-
tel party (seit 1970) anzukommen.12

So lassen sich die im Laufe der Zeit erlassenen verfassungsrechtlichen
und einfachgesetzlichen Regelungen sowie deren Verhältnis zum jeweili-
gen Entwicklungsstadium der politischen Parteien besser einordnen. Ins-
besondere wird so nachvollziehbarer, warum politische Parteien zur Wil-
lensbildung der Bevölkerung notwendig sind und warum ihr Wirken heu-
te ohne (staatliche) Finanzierung kaum denkbar wäre.

Katz/Mair zufolge lassen sich seit der Entstehung politischer Gruppie-
rungen in Westeuropa Parteitypen ausmachen, die in bestimmten Peri-
oden vorherrschend waren. Katz/Mair benennen diese, stellen sie nebenei-
nander und in ein Beziehungsgeflecht mit Staat und Gesellschaft. Auf die-
se Weise zeichnen sie nach, wie und warum sich bestimmte Parteisysteme
entwickelt haben. Das jeweils vorangegangene System habe dabei die Ent-

A.

I.

11 Für einen Überblick zu anderen Interpretationen der Parteienentwicklung
m. w. N. Gunther/Diamond, in: Diamond/Gunther (Hrsg.), Political Parties and De-
mocracy, 2001, S. 3 (4–7, 9).

12 Für einen Kurzüberblick Katz/Mair, Party Politics 1 (1995), 5 (18); gegen die dort
vorgenommene Einteilung Koole, Party Politics 2 (1996), 507 (510), der für eine
Dreiteilung „[v]or […] / nach der Einführung des allgemeinen Wahlrechts“ sowie
in der „Gegenwart“ plädiert.
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stehung des ihm nachfolgenden beeinflusst.13 Entscheidende Faktoren14

sind bei dieser Entwicklung laut Katz/Mair insbesondere der allgemeine
gesellschaftliche Wandel sowie die Ausweitung des Wahlrechts und die Fi-
nanzierung politischer Parteien.

Cadre Party

Die ersten (neuzeitlichen) Parteien in Westeuropa waren sog. Honoratio-
renparteien (cadre parties15).16 Weber zufolge handelt es sich bei Honoratio-
ren um

Personen, welche 1. kraft ihrer ökonomischen Lage imstande sind,
kontinuierlich nebenberuflich in einem Verband leitend […] ohne
Entgelt oder gegen nominalen oder Ehren-Entgelt tätig zu sein, und
welche 2. eine, gleichviel worauf beruhende, soziale Schätzung […] ge-
nießen.17

Honoratioren waren insofern v. a. Richter, Beamte, Professoren, Geistliche,
Gutsbesitzer, Rechtsanwälte und Redakteure.18

Wie an der Definition Webers deutlich wird, spielte die Finanzierung der
politischen Tätigkeit bereits in diesem frühen Stadium der Parteienent-
wicklung eine wichtige Rolle. Mehr als heutzutage war das politische En-

II.

13 Katz/Mair, Party Politics 1 (1995), 5 (6); wie bereits Koole (s. o.) kritisierte, hätte
die Darstellung der Parteitypologie bei Katz/Mair etwas vertiefter sein können.
Daher wird sie an dieser Stelle um die Anmerkungen anderer Autoren ergänzt.
Hierbei ist Grabow zuzustimmen, dass es keine allgemeingültige Typologie politi-
scher Parteien gebe, die alle Erscheinungs- und Organisationsformen derselben
sowie deren Ursachen erfasse, vgl. Grabow, Abschied von der Massenpartei, 2000,
S. 11.

14 Für eine Übersicht über die Entstehungsbedingungen vgl. auch Grabow, Ab-
schied von der Massenpartei, 2000, S. 13.

15 Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 26, bezeichnen autoritär gesteuer-
te Mitglieds-/Massenparteien wie beispielsweise faschistische Parteien als „Kader-
parteien“; der Begriff cadre parties bei Katz/Mair oder bei Duverger beschreibt je-
doch den in Deutschland als „Honoratiorenpartei“ bekannten Parteitypus; vgl.
die Wortbedeutung von cadre parties gemäß Encyclopaedia Britannica, aufrufbar
unter http://www.britannica.com/topic/political-party [zuletzt aufgerufen am
11.3.2016]; zur Entwicklung von den Parteien der Antike bis zu den Parteien im
neuzeitlichen Sinne siehe Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 18–21.

16 Hierzu statt vieler Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 2 ff.
17 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Halbband 1, 4. Aufl. (1956), S. 170.
18 Nipperdey, Die Organisation der deutschen Parteien vor 1918, 1961, S. 42.

II. Cadre Party

33

http://www.britannica.com/topic/political-party


gagement damals ein Ehrenamt. Dadurch blieb es jedoch weitgehend
einem exklusiven Kreis der Oberschicht vorbehalten.19 Denn das System
der Honoratiorenparteien impliziert, dass sich nur diejenigen politisch be-
tätigen, denen es finanziell möglich ist, dieser politischen (Neben-)Tätig-
keit als Hobby nachzugehen.

Honoratiorenparteien gingen häufig nur aus lose verbundenen Wahlko-
mitees, Wählervereinigungen oder Wahlvereinen hervor; mithin aus Zu-
sammenschlüssen, die lediglich temporär für die Teilnahme an Wahlen ge-
bildet wurden.20 Diese losen Zusammenschlüsse von Honoratioren in
(Wahl-)Komitees festigten sich jedoch mit zunehmender Teilnahme an
Wahlen.21 Denn häufig traten bei Neuwahlen diejenigen, aus denen das
frühere Komitee bestanden hatte, erneut zusammen.22 So gewann das bei
der Wahl antretende Komitee an Bedeutung, während die Bedeutung des
einzelnen Honoratioren schwand.23 Gleichwohl erfolgte diese Institutiona-
lisierung politischer Parteien noch langsam. So verfügten die Honoratio-
renparteien in der Regel noch nicht über eine straffe Organisation mit
einer Geschäftsordnung oder ähnlichen Regelungsinstrumenten.24 Auch
auf Mitgliederwerbung verzichtete man beinahe gänzlich.25 Die Mitglieder
rekrutierten sich aus der gesellschaftlichen Elite.26 Einflussreiche und an-
gesehene Persönlichkeiten (aus der Partei) verschafften die für die Wahl
notwendige positive Aufmerksamkeit. Mäzene oder andere Sponsoren ga-
rantierten das finanzielle Auskommen:27

Ici, la qualité importe avant tout: ampleur du prestige, habilité de la
technique, importance de la fortune. Ce que les partis de masses obti-
ennent par le nombre, les partis de cadres obtiennent par le choix.28

Entscheidend half der Oberschicht das Zensuswahlrecht (d. h. ein an Be-
sitz, Einkommen oder Steuerleistung gebundenes Wahlrecht mit entspre-

19 Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 25.
20 Nipperdey, Die Organisation der deutschen Parteien vor 1918, 1961, S. 42, S. 46 f.;

Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 25.
21 Nipperdey, Die Organisation der deutschen Parteien vor 1918, 1961, S. 47.
22 Ebd.
23 Ebd., S. 48.
24 Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 25.
25 Ebd.
26 Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 85.
27 Ebd., S. 85, S. 90.
28 Ebd., S. 85.
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chend abgestuftem Gewicht der Wählerstimme)29, die politische Szene zu
dominieren. Dadurch war die Anzahl potentieller Wähler gering, sodass
die beschränkten Kommunikationsmittel und die lose Parteistruktur der
cadre parties nicht weiter ins Gewicht fielen. Es bestand kein Bedarf, um
die Unterstützung der Massen zu werben, sodass die Verbindung der Ho-
noratioren mit diesen Massen auf ein Minimum beschränkt werden konn-
te.30 Wie Duverger treffend formuliert: „l’élection se passe en quelque sorte
entre gens ‚bien‘, entre personnes du même monde, qui se connaissent réci-
proquement ou presque“.31

Von der mass party zur catch-all party

Ein entscheidender Einschnitt für die Parteienentwicklung kam mit der In-
dustrialisierung (Ende des 18., Anfang des 19. Jahrhunderts). Im Zuge der-
selben wurde das Zensuswahlrecht zunehmend von einem allgemeinen –
wenn auch i. d. R. zunächst nur für Männer geltenden – Wahlrecht abge-
löst.32 Dadurch konnten erstmals auch die unterprivilegierten, aber bevöl-
kerungsreichen Schichten wählen und so durch politische Vertreter die
Herrschaft im Staat beeinflussen.33 Um regieren zu können, brauchte eine
Partei also größeren Rückhalt innerhalb der Bevölkerung.34 Anders als zu
Zeiten des Zensuswahlrechts machte der starke Anstieg der Wählerschaft
notwendig, die Kommunikation mit dieser zu koordinieren und die Partei-
arbeit zu professionalisieren.35 Die neuen Wählerschichten sollten mög-

III.

29 Siehe http://www.duden.de/rechtschreibung/Zensuswahlrecht [zuletzt aufgeru-
fen am 25.8.2016].

30 Sheehan, in: Ritter (Hrsg.), Deutsche Parteien vor 1918, 1973, S. 81 (83).
31 Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 5.
32 Katz/Mair, Party Politics 1 (1995), 5 (9); Duverger, Les partis politiques, 1951,

S. 87; als erster deutscher Teilstaat schaffte Baden 1818 das Zensuswahlrecht ab;
das allgemeine Männerwahlrecht wurde im Deutschen Reich 1871 eingeführt;
dazu Kaack, Geschichte und Struktur des deutschen Parteiensystems, 1971, S. 22
und S. 34 f.; das Wahlrecht für Frauen bestand im Deutschen Reich seit der Verab-
schiedung der Verordnung über die Wahlen zur verfassunggebenden deutschen
Nationalversammlung vom 30.11.1918 (§ 2); für eine überblicksartige Darstel-
lung der Entwicklung des Wahlrechts in Europa siehe den Artikel zu „election“
in der Encyclopaedia Britannica unter http://www.britannica.com/topic/election-
political-science [zuletzt aufgerufen am 25.8.2016].

33 So auch Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 5.
34 Koole, Party Politics 2 (1996), 507 (511); vgl. auch bereits Duverger, Les partis poli-

tiques, 1951, S. 5.
35 Grabow, Abschied von der Massenpartei, 2000, S. 14.
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lichst effektiv in das (neue) politische System eingebunden werden. Hierzu
versuchte man die über Klassen- oder Religionszugehörigkeit sozial
(vor‑)definierte Anhängerschaft mittels dieser Konstanten in einer Partei
zu integrieren.36 In Deutschland waren dies die Sozialdemokratische Partei
(SAP, später SPD),37 die sich an Arbeiter wandte, sowie die katholische
Zentrumspartei38.39 Jene ersten Massenorganisationen sorgten dafür, dass
sich das Bild der Partei insgesamt wandelte; es entstand das Modell der
sog. Massenpartei (mass party)40. Diese sammelte und artikulierte in ihrem
Programm die Interessen ihrer großen Anhängerschaft und vertrat diese
gegenüber dem Staat.41 Um ihr Programm zu legitimieren und in diesem
Wettbewerb zu bestehen, musste eine Partei möglichst viele Angehörige
‚ihrer‘ Schicht in den Meinungsbildungsprozess einbeziehen und bei Wah-
len mobilisieren.42 Anders als die Honoratiorenparteien verfügten Massen-
parteien nicht über reiche Spender, die die Gruppierung finanziell unter-

36 Ebd., S. 15.
37 Der 1863 gegründete Allgemeine Deutsche Arbeiterverein (ADAV) sowie die

1869 gegründete Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP) schlossen sich 1875
auf dem Gothaer Kongress zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAP)
zusammen. Nach der Nichtverlängerung des „Sozialistengesetzes" gründete sich
die SAP 1890 offiziell als Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) neu,
vgl. Eintrag zur SPD unter „Kaiserreich“ / „Innenpolitik“ auf der Website des
Deutschen Historischen Museums, aufrufbar unter https://www.dhm.de/lemo/ka
pitel/kaiserreich/innenpolitik/sozialdemokratische-partei-deutschlands-spd.html
[zuletzt aufgerufen am 25.8.2016].

38 Die auf die Nationalversammlung in der Paulskirche zurückgehende Deutsche
Zentrumspartei gründete sich 1871, siehe Eintrag zur Deutschen Zentrumspartei
unter „Kaiserreich“ / „Innenpolitik“ auf der Website des Deutschen Historischen
Museums, aufrufbar unter https://www.dhm.de/lemo/kapitel/kaiserreich/innenp
olitik/zentrum.html [zuletzt aufgerufen am 25.8.2016].

39 Grabow, Abschied von der Massenpartei, 2000, S. 15.
40 Zum Teil auch als socialist party bezeichnet, da die bessere Organisation und die

größere Bedeutung der Mitglieder zuerst bei den sozialistischen Parteien zu be-
obachten waren und erst später von anderen Parteien übernommen wurden; da-
zu Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 87 und S. 90; trotz ihrer großen Mit-
gliederzahlen sieht Duverger die kommunistischen und faschistischen Parteien als
besondere Form der Partei an. Seines Erachtens setzen diese – zumindest theore-
tisch – mehr auf Qualität als auf Quantität (S. 22). Angesichts der Unterschiede
fragt Duverger, ob diese Parteien nicht einen neuen Parteitypus, die sog. partis de
fidèles (engl.: devotee parties), repräsentieren, vgl. Duverger, S. 91; auch Friedrich/
Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 26, führen den Begriff ‚Massenpartei‘ auf
die Sozialdemokratische Partei als Massenorganisation zurück, daneben verwen-
den sie den Begriff ‚Mitgliederpartei‘.

41 Katz/Mair, Party Politics 1 (1995), 5 (6).
42 Ebd., 5 (7).
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stützten, von denen die Partei jedoch auch abhängig war (financement capi-
taliste).43 Die Massenpartei verteilte die finanzielle Last auf möglichst viele
Schultern. Zahlreiche kleine Beiträge ihrer Mitglieder sollten sie finanziell
tragen (financement démocratique).44 Außerdem stützte die Massenpartei
ihre Arbeit in hohem Maße auf das Engagement der eingeschriebenen Mit-
glieder bei den von der Partei zu bewältigenden Aufgaben.45 Dabei be-
schränkte sich diese Arbeit nicht auf die Wahlkampagnen wie bei den Ho-
noratiorenparteien, deren Wahlkomitees ihre Aktivitäten zwischen den
Wahlen einstellten46.47 Vielmehr wurden auch in den Zeiträumen zwi-
schen den Wahlen neue Mitglieder geworben und die eingeschriebenen
Anhänger aktiviert.48 All diese Neuerungen erforderten eine gute Organi-
sation49 der Partei(basis)50 und damit eine weitere Professionalisierung: „La
distinction des partis de cadres et des partis de masses ne repose pas sur
leur dimension, sur le nombre de leurs membres: il ne s’agit pas d’une dif-
ference de taille, mais de structure.“51

Der mass party schien die Zukunft zu gehören. Die Struktur der Honora-
tiorenpartei war den neuen Herausforderungen, also Millionen zu mobili-
sieren, nicht gewachsen.52 Zudem fand die Idee einer stärkeren Beteiligung
von Parteibasis und Wählerschaft Anklang bei den traditionellen Unter-
stützern der Honoratiorenparteien. Diese Entwicklung hin zur Massenpar-
tei sorgte dafür, dass sich die Rolle der politischen Parteien in der Gesell-
schaft insgesamt veränderte: Sie wurden zunehmend zu entscheidenden
Verbindungsgliedern zwischen der Gesellschaft – jedenfalls zwischen de-

43 Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 84.
44 Hierzu bereits ebd., S. 84 und S. 95.
45 Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 26.
46 So Nipperdey, Die Organisation der deutschen Parteien vor 1918, 1961, S. 42 und

S. 48.
47 Friedrich/Zehetmeier, Parteien, 2. Aufl. (1965), S. 26.
48 Ebd.
49 Zahlreiche Beispiele dafür, wie solch eine Parteiorganisation (bei der SPD) genau

aussah, findet man bei Nipperdey, Die Organisation der deutschen Parteien vor
1918, 1961, S. 386 f.; so nennt Nipperdey u. a. die Pflicht der (Teil-)Organisationen
zum Bericht an den Vorstand, die Festlegung der Höhe von Zuschüssen der Zen-
trale an die einzelnen Untergruppierungen sowie die Rechte des Vorstands bei
Schlichtungs- und Ausschlussverfahren.

50 Katz/Mair, Party Politics 1 (1995), 5 (10).
51 Duverger, Les partis politiques, 1951, S. 84.
52 Katz/Mair, Party Politics 1 (1995), 5 (11); anschaulich zu der losen Struktur der

Honoratiorenparteien bereits Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Halbband 2,
5. rev. Aufl. Nachdruck Studienausgabe (2002), S. 842.
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